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Bauleitplanverfahren Nr. 1032 V -Allensteiner StralRe-
(vorhabenbezogener Bebauungsplan)
- Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag

1. Der Geltungsbereich des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes (VBP) Nr. 1032 V
—Allensteiner StralBe- erfasst die ehemalige Brachflache nérdlich der Bebauung
Schimmelsburg Nr. 25 — 35 und westlich des bebauten Grundstiicks Allensteiner
StraBe Nr. 59. Die noérdliche Begrenzung verlauft entlang der Zufahrts- und
Stellplatzflachen des ndérdlich angrenzenden Gebaudes an der Allensteiner Stralle
Nr. 67. Die parzellenscharfe Abgrenzung ist aus der Anlage 04 ersichtlich.

2. Der vorhabenbezogene Bebauungsplan (VBP) Nr. 1032 V —Allensteiner Straf3e- wird

gemal § 10 BauGB als Satzung beschlossen.

Unterschrift

Uebrick
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Begriindung

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 1032 V wurde vom 24.06.02 bis 24.07.02 o6ffentlich
ausgelegt. Wahrend dieser Zeit wurden von Burgern keine Anregungen zum Planentwurf
vorgebracht. Von Seiten der Trager offentlicher Belange waren zu den Aspekten Grund-
sticksentwasserung und Bodenschutz besondere Auflagen und Sicherungen vor Abschluss
des Planverfahrens bzw. Erteilung einer Baugenehmigung zu erflllen. Die hierzu erforderli-
chen fachplanerischen Antragsverfahren und gutachterlichen Prifungen nahmen noch ge-
raume Zeit in Anspruch. Alle erforderlichen Regelungen wurden Bestandteile des zwischen
dem Vorhabentrager und der Stadtverwaltung abgeschlossenen Durchfiihrungsvertrages.
Gegen Jahresmitte 2003 konnten dann die Baugenehmigungen fiir die 12 Einfamilienhauser
auf Grundlage des § 33 BauGB erteilt werden. Alle Gebaude wurden inzwischen errichtet.
Grundlage der Genehmigung war die formelle und materielle Planreife. Dies setzt aber u. a.
den ernsthaften Planungswillen der Gemeinde voraus. Da die zun&chst ge&ul3erten Anre-
gungen zum Planverfahren einvernehmlich geklart werden konnten, soll nun der Satzungs-
beschluss unmittelbar erfolgen, um das Verfahren auch formell zum Abschluss zu bringen.
Seit dem 20.07.2004 ist eine geanderte Fassung des Baugesetzbuches in Kraft getreten. Die
Anderung des Baugesetzbuches sowie auch weiterer zu den Themenbereichen Bauen und
Umwelt gehdrenden Gesetzestexte beruhen auf einer Anpassung von nationalen Gesetzen
an die EU-Richtlinien (Europarechtsanpassungsgesetz Bau — EAG Bau).

Da das vorliegende Verfahren in der Zeit vom 14.03.1999 bis zum 20.07.2004 eingeleitet
wurde und vor dem 20.07.2006 abgeschlossen sein wird, finden fir das Verfahren die Vor-
schriften des Baugesetzbuches in der vor dem 20.07.2004 geltenden Fassung weiterhin An-
wendung (Uberleitungsvorschrift § 244 (2) BauGB).

Kosten und Finanzierung

Durch das Planverfahren entstehen der Gemeinde keine Kosten.

Zeitplan
Satzungsbeschluss im 2. Quartal 2005
Bekanntmachung im 3. Quartal 2005
Anlagen

01 — Begriindung zum VBP Nr. 1032 V
02 — Besondere textliche Festsetzungen und Hinweise
03 — Rechtsplan mit Festsetzungen und hinweislichen Darstellungen

Seite: 2/2



	Beschlußvorschlag
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

